
Politische Bildung ist ein zentraler Auftrag von 
Schule, wird in unterschiedlichen Schulformen 
aber sehr verschieden umgesetzt. In einer Umfra-
ge unter 3.400 Schüler_innen bestätigt sich das 
Matthäus-Prinzip „Wer hat, dem wird gegeben“: 
Politische Bildung für Schüler_innen von Gymna-
sien ist oftmals nicht nur umfangreicher, sondern 
die Schüler_innen am Gymnasium schätzen ihn 
als abwechslungsreicher und partizipativer ein 

als die Schüler_innen an anderen Schulformen. 
Ungleiche Teilhabemöglichkeiten an politischer 
Bildung spiegeln sich auch in den politischen Ein-
stellungen der Schüler_innen wider. Erforderlich 
ist daher eine Stärkung politischer Bildung an al-
len Schulen, weil sich herkunftsbedingte Unter-
schiede der Schüler_innen im Zugang zur politi-
schen Bildung nicht durch die Wahl der Schulform 
verstärken dürfen.

Politische Bildung steht wieder im Interesse von Poli-
tik und Öffentlichkeit. Rechtspopulismus, Diskursver-
schiebungen, Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit, 
Euroskepsis rücken die Bedeutung von Politikkompe-
tenz und Demokratiefähigkeit für das Bestehen einer 
offenen Gesellschaft ins Zentrum der Aufmerksamkeit 
(Achour 2018). Dabei ist die Schule die Institution, die 
prinzipiell alle jungen Bürger_innen unabhängig vom 
sozialen, kulturellen und ökonomischen Status des El-
ternhauses erreichen und auf die Bürgerrolle in der De-
mokratie vorbereiten soll.

Wer hat, dem wird gegeben: Die Ergebnisse der vor-
liegenden Untersuchung bestätigen allerdings eher 
das Phänomen einer politischen Ungleichheit entlang 
der sozialen Ungleichheit (Schäfer 2015) schon in der 
Institution Schule: Vor allem die Schüler_innen an 
den Gymnasien, welche häufiger aus bildungsnahen 
Elternhäusern kommen, über ein höheres kulturelles 
und oft auch soziales Kapital verfügen1, profitieren 
nicht nur quantitativ, sondern auch qualitativ von 
den hochwertigeren Angeboten der politischen Bil-

dung. „Wer hat, dem wird gegeben“, so lassen sich die 
Ergebnisse zusammenfassen. Diese ergeben sich aus 
den folgenden, untersuchten Fragestellungen: Wel-
che Angebote politischer Bildung existieren in den 
unterschiedlichen Schulformen und Jahrgangsstufen 
ab Klasse 9 und wie gestaltet sich die Qualität des 
Unterrichts aus Sicht der Schüler_innen? Wie verhält 
es sich mit ihrer Politikkompetenz, ihrem Vertrau-
en in die Demokratie und deren Institutionen, ihrer 
Partizipation(sbereitschaft), ihren Einstellungen zu 
demokratischen Grundwerten und zu sozialen Grup-
pen wie Migrant_innen, Menschen muslimischen und 
jüdischen Glaubens?

Zur Studie: Befragt wurden (paper/ pencil) knapp 
3.400 Schüler_innen an 99 Schulen  in den Klassen 
9-13 verschiedener Schulformen: Gymnasien, sonstige 
allgemeinbildende Schulen2, berufliche Gymnasien, 
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Berufs- und Berufsfachschulen. Aus forschungsöko-
nomischen Gründen erfolgte lediglich eine deskrip-
tive statistische Auswertung. Aufgrund der Vielzahl an 
untersuchten Indikatoren und der unterschiedlichen 
Befragungsgruppen mit jeweils sehr unterschiedlich 
hohen Fallzahlen in den jeweiligen Schulformen (z.B. 
60% Gymnasialschüler_innen, vgl. Abb. 1) konnten 
nur bei einigen Ergebnissen inferenzstatistische Be-
rechnungen durchgeführt werden. Eine Prüfung auf 
Signifikanz wurde lediglich bei den untersuchten Ein-
stellungen zu demokratischen Grundrechten und so-
zialen Gruppen vorgenommen. Die Akquise erfolgte 
über die vorhandenen Netzwerke der Landesbüros der 
Friedrich-Ebert-Stiftung und des Arbeitsbereiches Po-
litikdidaktik der Freien Universität Berlin, so dass die 
Untersuchung nicht repräsentativ ist. Insofern kann 
davon ausgegangen werden, dass insbesondere für 
die politische Bildung engagierte Lehrkräfte mit ihren 
Schüler_innen teilgenommen haben. Das kann (posi-
tiv) auf die Ergebnisse gewirkt haben. Diese Rahmen-
bedingungen müssen bei den Interpretationen jeweils 
berücksichtigt werden. Nichtsdestotrotz lassen sich 
insgesamt aufschlussreiche Erkenntnisse zur politi-
schen Bildung zusammenfassen, anhand derer kon-
krete Handlungsbedarfe formuliert werden können. 
Die umfängliche Studie erscheint im Sommer 2019 als 
Veröffentlichung der Friedrich-Ebert-Stiftung.

Umfang von Politikunterricht: Positiv festzuhalten 
ist, dass politische Bildung ein fester Bestandteil in al-
len untersuchten Schulformen und Jahrgangsstufen ab 
Klasse 9 ist. Es zeigen sich allerdings beträchtliche Un-
terschiede v.a. zuungunsten derjenigen Schüler_innen, 

die nicht das Gymnasium besuchen. Nur etwa die Hälf-
te der befragten Schüler_innen in den Klassen 9-10 hat 
politische Bildung in einem eigenständigen Fach. Die 
Gymnasialschüler_innen sind hier mit 55% privilegier-
ter als die Schüler_innen an den sonstigen allgemein-
bildenden Schulen (44%). Von den Gymnasiast_innen 
haben knapp 60% zwei Stunden Unterricht, dies trifft 
nur auf ein Drittel der anderen Schüler_innen in den 
Klassen 9-10 zu. Diese elitäre Schlagseite des Politik-
unterrichts verschärft sich durch eine Verschiebung zu 
„mehr Politikunterricht“ (2-3 Stunden) in den Klassen 
11-13 der zum Abitur führenden, allgemeinbildenden 
Schulen, während an den Berufsschulen 56% der Be-
fragten lediglich von einer Stunde Unterricht berich-
ten.

Leichte soziale Schieflage bei der Qualität poli-
tischer Bildung: Politische Bildung ist nach Aussage 
der Schüler_innen an den Gymnasien stärker von so-
genannten didaktischen „Gütekriterien“ wie Kontro-
versität, Aktualität und Exemplarität (Sander 2015) 
geprägt. Dies ist an den anderen Schulformen nicht 
nur seltener der Fall, sondern zugleich wird der Politi-
kunterricht dort eher als langweilig, oberflächlich oder 
kompliziert wahrgenommen (vgl. Abb. 2). Ebenfalls 
werden bei den Gymnasiast_innen die Fähigkeiten des 
Analysierens (Mittelwerte von 3,9 vs. 3,6), des Urtei-
lens (Mit-telwerte von 4,0 vs. 3,7) und des Handelns 
(Mittelwerte von 3,3 vs. 3,1)3 etwas ausgeprägter geför-
dert als bei den anderen Schüler_innen4. Dies gleicht 
sich in den Klassen 11-13 an und unterscheidet sich 
dann v.a. in Hinblick auf die beruflichen Schulen. Der 
Schwerpunkt liegt v.a. bei der politischen Analyse- und 
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Aktuelle Herausforderungen 
politischer Bildung
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Abbildung 1: Verteilung der Stichprobe nach Schulform
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Urteilsfähigkeit. Formen des (simulativen) politischen 
Handelns (wie Pro/Contra-Debatten, Zukunftsszena-
rien, Rollenspiele) werden nur manchmal eingesetzt 
(Ausnahme: Pro/ Contra-Debatten in den Jahrgangs-
stufen 11-13). Chancen auf reales, politisches Han-
deln durch Exkursionen zu und Diskussionen mit po-
litischen Akteuren oder (Beteiligungs)Projekte stehen 
möglicherweise auch im Widerspruch zur häufigen 
Einstündigkeit des Faches und der 45´-Taktung. 

Schulfachübergreifende Formate der Demokratie-
bildung sollen Demokratie und Politik erfahrbar 
machen, Handlungskompetenzen fördern und zur 
Öffnung von Schule beitragen (Diedrich 2008; Him-
melmann 2001). Nach Angaben der Schüler_innen 
werden solche Formate häufiger an Gymnasien als an 
anderen Schulformen angeboten: z.B. Schulversamm-
lungen, die Mitarbeit in der Schülerzeitung, Exkursi-
onen zu gesellschaftspolitischen Organisationen oder 
Erinnerungsstätten (Vgl. Abb. 3)

Die enorme Spannbreite zwischen den Schulformen 
zeigt sich auch in Bezug auf das Einladen von exter-
nen Vertreter_innen aus Politik, NGO´s  oder Demokra-
tieprojekten (z.B. Schule ohne Rassismus): Zwischen 
19 % (Berufsschulen) und 45 % (Gymnasien: Jahrgänge 
11-13) gaben an, dass dies in den letzten 12 Mona-
ten der Fall gewesen sei. Hervorzuheben ist, dass sich 
aus Sicht der befragten Schüler_innen unabhängig von 
den Schulformen die Schulen überwiegend durch eine 
demokratische Schulkultur auszeichnen. Gelebt wer-
den v.a. die Meinungsvielfalt und -äußerung. Lediglich 
Schüler_innen von Berufsschulen und Berufsfachschu-
len nehmen nur teilweise eine demokratische Schul-
kultur wahr, so z.B. bei der Frage, ob Schule ein Ort 
sei, an dem Fairness und Toleranz gelernt werde. Hier 
liegt der Mittelwert auf einer 5-stufigen Skala bei den 
Berufs(fach)schulen bei 3,3, an den Gymnasien und 
sonstigen Allgemeinbildenden Schulen bei 3,8 bzw. 3,7.

Insgesamt schätzen die Schüler_innen ihre politische 
Kompetenz als „gut“ ein. Die meisten trauen sich zu, 
vor der Klasse über ein soziales oder politisches Pro-

blem zu sprechen oder einen politischen Standpunkt 
zu einem bestimmten Problem zu vertreten. Vor dem 
Hintergrund der Asymmetrie in Quantität und Qualität 
der politischen Bildung verbunden mit einem häufig 
höheren kulturellen Kapital ist es aber in der Gesamt-
schau kaum überraschend, dass vor allem Schüler_in-
nen in der gymnasialen Oberstufe sich selbst am po-
litisch kompetentesten sehen, während Schüler_innen 
der beruflichen Schulen das am wenigsten von sich 
behaupten (vgl. Abb. 4).

Ist das Interesse für Politik seitens der Schüler_innen 
in den Klassen 9 – 10 aller Schulformen „mittelmä-
ßig“, zeigen sich die Schüler_innen an Gymnasien in 
den höheren Jahrgängen dann nach eigenen Angaben 
stark an Politik interessiert (Mittelwert 3,5 auf einer 
5-stufigen Skala) und das Interesse der Schüler_innen 
an den sonstigen allgemeinbildenden Schulen nähert 
sich dem an (Mittelwert 3,4), das Interesse der Schü-
ler_innen an den weiteren Schulformen ist deutlich 
geringer (Mittelwert 2,7/2,8). Ebenfalls geben die (v.a. 
älteren) Schüler_innen an Gymnasien an, eher zu pro-
blembezogener Partizipation bereit zu sein und diese 
stärker zu realisieren (vgl. Abb. 5). 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass sich die 
Schüler_innen durch eine demokratische Grundhal-
tung auszeichnen. So sprechen sich die meisten für 
demokratische Grundrechte aus5 und die deutliche 
Mehrheit der Befragten hält die Demokratie für eine 
gute Staatsform. Die Werte reichen hier von 62% 
(bei Schüler_innen der Jahrgangsstufen 9 und 10 der 
„sonstigen allgemeinbildenden Schulformen“) bis zu 
92% (bei den Gymnasialschüler_innen der Jahrgangs-
stufen 11-13). Die jeweils (etwas) positiveren Einstel-
lungen der Gymnasialschüler_innen hinsichtlich De-
mokratie und Grundwerten – in den höheren Klassen 
nähern sich die Werte der allgemeinbildenden Schu-
len häufig an, die der beruflichen allerdings nicht 
– zeigen sich auch beim Vertrauen in Institutionen 
und gesellschaftliche Akteure6  sowie in einer stär-
keren Ablehnung autoritärer Eingriffe des Staates. 
Auch fallen die Einstellungen der Gymnasiast_innen 
zu sozialen Gruppen wie Menschen muslimischen 
und jüdischen Glaubens, mit Migrationsbezügen oder 
Asylsuchenden positiver aus als die aller anderen 
Schüler_innen. 

Diese Unterschiede im Antwortverhalten gehen auch 
mit dem unterschiedlichen Bildungsgrad der Eltern 
und dem kulturellen Kapital an den jeweiligen Schul-
formen einher. Hierbei handelt es sich um Zusammen-
hänge, die sich in anderen Studien ebenfalls finden 
lassen (Zick/ Küpper/ Krause 2019; Gaiser 2016; Abs/ 
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Formate demokratischer Beteili-
gung und Mitbestimmung

POLITIKKOMPETENZ AUS SICHT DER 
SCHÜLER_INNEN: POLITIK ALS ELI-
TÄRES PROJEKT?



Hahn-Laudenberg 2018). Abbildung 6 illustriert die 
beiden Pole im Antwortverhalten zu den gruppenbe-
zogenen Einstellungen, zum einen Schüler_innen mit 
hohem kulturellem Kapital von den Gymnasien und 
Schüler_innen mit geringem kulturellen Kapital an 
„sonstigen allgemeinbildenden Schulformen“. Letzte-
re zeigen sich deutlich kritischer7, so dass gerade hier 
die hochwertigen Angebote politischer Bildung zum 
Tragen kommen sollten.

Das System Schule ermöglicht den sozial und kulturell 
benachteiligten Schüler_innen keinen gleichberech-
tigten Zugang zur politischen Bildung. Auch wenn die 
Erhebung nicht repräsentativ ist, illustriert sie exempla-
risch die schulische Situation. Mögen die geringeren Fall-
zahlen der befragten Schüler_innen an den Berufs- und 
Berufsfachschulen nur vorsichtige Interpretationen er-
lauben, lassen sie sich dennoch als ein besonderes Hand-
lungsfeld ausmachen. Die Dringlichkeit wird unterstri-
chen, da sich das Antwortverhalten der Schüler_innen 
an den sonstigen allgemeinbildenden Schulen häufig an 
die positiven Ergebnisse der Gymnasialschüler_innen in 
den Jahrgangsstufen 11-13 (Schulabschluss: Abitur) an-
gleicht, das der Berufsschüler_innen jedoch eher nicht. 

Schließlich verbleiben v.a. die besonders bildungsaffi-
nen Schüler_innen in der gymnasialen Oberstufe, wäh-
rend die anderen häufig auf die Berufs- und Berufsfach-
schulen wechseln. Diese Schulformen sind aufgrund 
der diverseren Schüler_innenschaft, der zahlreichen 
Abschlüsse, Ausbildungsgänge und Unterrichtsstruk-
turen von besonderer struktureller und sozialer Hetero-
genität geprägt. D.h., das Schulsystem reagiert ziemlich 
kompetent auf Homogenität – v.a. an den Gymnasien 
und in den gymnasialen Oberstufen. Dagegen zeigt sich 
die fehlende Professionalität in Bezug auf Heterogeni-
tät als gesellschaftliche Teilhabebarriere: Für wessen 
politische Mündigkeit sich aber nicht eingesetzt wird, 
der setzt sich auch weniger für Demokratie und Vielfalt 
ein. Inwiefern der Zusammenhang von politischer und 
sozialer Ungleichheit durch die Schulformen noch re-
produziert oder „nur“ nicht ausgeglichen wird, ist eine 
offene Frage. Sichtbar wird ein deutlicher bildungspoli-
tischer Auftrag, Schulen, und zwar alle Schulen, in der 

Kompensation herkunftsbedingter Disparitäten in der 
(politischen) Bildung besser aufzustellen. Denn Demo-
kratie braucht politisch gebildete Demokrat_innen in 
allen Milieus und Gruppen. D.h., es muss die politische 
Selbstwirksamkeit und Politikkompetenz v.a. derjenigen 
gefördert werden, die von Disparitäten betroffen sind 
und deren geringere Teilhabemöglichkeiten sich in den 
politischen Einstellungen widerzuspiegeln scheinen. 
Eine entsprechende bildungspolitische Agenda liegt so-
mit im Interesse der Demokratie selbst.

•	 Stärkung der politischen Bildung als Unterrichts-
fach, als fachübergreifendes Prinzip und als Unter-
richts- sowie Schulkultur – auch in der  Lehrkräf-
teaus- und -weiterbildung als Querschnittsthema.

•	 Begleitende Schulentwicklung für diejenigen Schu-
len und Schüler_innen, die einen besonderen Un-
terstützungsbedarf haben.

•	 Professionalisierung im Umgang mit Heterogeni-
tät: Individualisierung, Differenzierung, Sprachbil-
dung: Politisches Handeln ist insbesondere kom-
munikatives Handeln. 

•	 Zukunftsaufgabe Digitalisierung und politische Bil-
dung: Schüler_innen auch für die politische Kom-
munikation im Netz mit Kompetenzen ausstatten.8

•	 (Politische) Emotionen und Misstrauen als thema-
tische Angebote für Bildungsprozesse lesen und 
Handlungsansätze thematisieren - i.S. der Pro-
blem-, Schüler_innen- und Handlungsorientierung.

•	 Vielfalt und Konflikte zur politischen Kultur von 
Schule machen: Kontakte in Vielfalt ermöglichen, 
Konfliktfähigkeit fördern, abwertende Einstel-
lungen und identitäre Demokratiekonzepte päda-
gogisch aufgreifen.

•	 Ein bundesweites Gesamtkonzept politischer Bil-
dung in Form von nachhaltigen Regelangeboten und 
professionsbezogen (Studiengänge, Lehrstühle, For-
schung) implementieren: frühkindlich, schulisch, au-
ßerschulisch und in der Erwachsenenbildung.
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Rückschlüsse zur politischen 
Bildung an Schulen Handlungsansätze:
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So verfügt bei 46% der befragten Gymnasialschüler_innen min-
destens ein Elternteil über einen Universitäts- oder Fachhoch-
schulabschluss, bei den sonstigen allgemeinbildenden Schulen 
ist dies lediglich bei 18% der Fall. 47 % der Gymnasialschüler_
innen geben zum kulturellen Hintergrund an („Bücherfrage“), 
dass zuhause so viele Bücher (ca. 200) existieren, um drei Bü-
cherregale zu füllen. Dies geben von den sonstigen allgemein-
bildenden Schulen mit 22 % weniger als die Hälfte davon an.  
Zusammengefasst wurden darunter: Schularten mit mehreren 
Bildungsgängen, Integrierte Gesamtschulen und Realschulen.
Auf einer 5-stufigen Skala von „stimme gar nicht zu“ (Wert 1) bis 
„stimme völlig zu“ (Wert 5)
Anzumerken ist hier, dass Kompetenzen äußerst komplexe Kon-
strukte sind und entsprechende Messinstrumente erfordern. Dies 
trifft auch auf die didaktischen Prinzipien zu. Solche Messinstru-
mente stehen für die politische Bildung nicht zur Verfügung, so 
dass es sich hier nur um eine vorsichtige Annäherung hinsicht-
lich der Schwerpunkte der Kompetenzvermittlung und Gütekri-
terien handeln kann.

1

Fussnoten

Gefragt wurde nach der Demonstrations- und Meinungsfreiheit, 
dem Streikrecht, der Pressefreiheit sowie dem Minderheiten-
schutz.
Die Vertrauenswerte liegen insgesamt nicht hoch, so dass eine 
Skepsis und auch Distanz gegenüber den für das politische Sys-
tem relevanten Institutionen und Akteuren zu beobachten ist.
Die festgestellten Mittelwertunterschiede in den Aussagen sind 
hinsichtlich des kulturellen und sozialen Kapitals mit wenigen 
Ausnahmen statistisch signifikant (p<=0,05). Ausnahmen in Hin-
blick auf den Zusammenhang zum sozialen Kapital stellen die 
Items 1, 10 und 11 dar, zum kulturellen Kapital nur das Item 11. 
Während die jüngeren Klassenstufen (9-10) eine Online- Beteili-
gung genauso häufig als Partizipationsform wählen wie z.B. die 
Teilnahme an Demonstrationen (jeweils um die 10 %), präferie-
ren die älteren Jahrgänge dann deutlich häufiger andere Formate 
(Demonstrationen, Warenboykott und Unterschriftenlisten). Eine 
Distanz scheint sich v.a. gegenüber komplexer politischer Kom-
munikation im Netz abzuzeichnen, während das Liken und Un-
terzeichnen eher als niederschwellig empfunden wird.
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Abbildung 2: „Welche Aussagen treffen auf Deinen Politikunterricht zu?“ — Zustimmungs-
werte der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 9–10 nach Schulform, Angaben in Mittel-
werten 

1. Im Unterricht sind verschiedene Meinungen 
zugelassen.

2. Wir thematisieren aktuelle Ereignisse.

3. Lehrkräfte ermutigen uns, uns selbst  eine eigene 
Meinung zu bilden. 

4. Wir arbeiten an konkreten Beispielen und Fällen.

5. Im Unterricht diskutieren wir Lösungen zu 
politischen und gesellschaftlichen Fragen.

6. Im Unterricht werden verschiedene Produkte wie 
Plakate, Referate, Präsentationen erarbeitet.

7. Im Unterricht werden v.a. Fakten vermittelt.

8. Lehrkräfte stellen ein Problem im Unterricht vor 
und zeigen verschiedene Sichtweisen auf.

9. Der Unterricht ist langweilig.

10. Der Unterricht ist zu oberflächlich.

11. Der Unterricht ist zu kompliziert.

Gymnasium (n=1.061) SMBG, IGS, RS (n=748)
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Quelle: Befragung FU
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Quelle: Befragung FU

Abbildung 3: „Welche der folgenden demokratiebezogenen Angebote gab es in den 
letzten Monaten außerhalb Deines Politikunterrichts?“ — Aussagen der Schüler_innen der 
Jahrgangsstufen 9–10 nach Schulform
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9. Exkursion zu Ausstellungen zu politischen Themen 32%
28%
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45%
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30%
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13. Streitschlichtung/ Mediation und konstruktive Konflikt-
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48%
38%

14 . Beteiligung an Präventions- und Aufklärungsprogram-
men (z.B. gegen Rassismus, Antisemitismus, Gewalt)

48%
46%

15. Sozialpraktikum

50%
37%

16. Exkursionen zu Organisationen oder Erinnerungsstät-
ten der Demokratie

61%
32%

17. Schülerzeitung

12. Versammlung der Schülervertreter (in Bezirk, Land, 
Gemeinde)

44%
45%

18. Schulversammlung 70%
55%

Gymnasium (n=1.061) SMBG, IGS, RS (n=748)
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Quelle: Befragung FU

Abbildung 4: „Was denkst Du? Wie gut bist Du in den folgenden Aktivitäten?“ — Aussagen 
der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 11–13 nach Schulformen und in Berufsfachschulen 
und Berufsschulen, Angaben in Mittelwerten

Gymnasium (n=918) Berufliches Gymnasium (n=69) Berufsfachschule (n=71)

SMBG, IGS (n=180) Berufsschule (n=285)

1 2 3 4

1. In den sozialen Medien etwas zu politischen Themen 
posten.

2,2
2,2

2,1
2,2

2,3

2. Eine Schülergruppe organisieren, um Veränderungen in 
der Schule zu erreichen.

2,5
2,5

2,3
2,2

2,4

3. Als Schüler-Vertreter die Interessen der Schülerschaft 
vertreten.

2,6
2,6

2,4
2,4

2,5

4. Einen Brief oder eine E-Mail an eine Zeitung schreiben, in 
der Du Deine Meinung zu einem aktuellen Thema sagst.

2,6
2,5

2,4
2,5

2,4

5. Über einen Zeitungsartikel zu einem politischen Thema 
diskutieren.

2,9
2,9

2,6
2,5

2,3

7. Vor der Klasse über ein soziales oder politisches Problem 
sprechen.

8. Einen Standpunkt zu einem umstrittenen, politischen oder 
sozialen Problem vertreten.

9. Selbstwirksamkeit - Indexwert

3,0
3,0

2,7
2,7

2,6

2,7
2,7

2,5
2,5

2,4

6. Einer Fernsehdebatte über ein umstrittenes Problem 
folgen.

3,0
2,8

2,5
2,5

2,4

3,1
3,1

2,7
3,0

2,5

<   gar nicht gut sehr gut   >
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Quelle: Befragung FU

Abbildung 5: „Was hast Du bisher schon gemacht?“ — Aussagen der Schüler_innen der 
Jahrgangsstufen 11–13 nach Schulformen und in Berufsfachschulen und Berufsschulen

Gymnasium (n=918)

Berufliches Gymnasium (n=69)

Berufsfachschule (n=71)SMBG, IGS (n=180)

Berufsschule (n=285)

In einer Bürgerinitiative oder ähnlichem mitgemacht

Aktiv in einer Partei oder in einer sonstigen politischen 
Gruppe mitgearbeitet

Mich im Internet oder über Whatsapp, Snapchat, Twitter 
oder ähnliches über Aktionen informieren und dann dort 
mitgemacht

Mich an einer Protestversammlung oder an einer Demons-
tration beteiligt

Aus politischen, ethischen oder Umweltgründen 
bestimmte Waren nicht mehr gekauft

Eine Unterschriftenliste (online oder in Papierform) unter-
schrieben

3%
2%

4%
0%

4%

4%
4%

4%
0%

4%

14%
9%

8%
4%

6%

22%
13%

13%
3%

6%

33%
19%

17%
15%

9%

38%
31%

27%
20%

4%

0 10% 20% 30% 40%
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Bei mit * gekennzeichneten Aussagen wurden die Werte von Schüler_innen muslimischen Glaubens herausgerechnet.

Schüler_innen mit hohem kulturellen Kapital 
aus Gysmnasium (n=1.325)

Schüler_innen mit geringem kulturellen 
Kapital aus SMBG, IGS, RS (n=309)

Abbildung 6: Gruppenbezogene Einstellungen von Schüler_innen mit hohem kulturellen 
Kapital und von Schüler_innen mit geringem kulturellen Kapital an „sonstigen allgemein-
bildenden Schulen“

1 2 3 4 5

1. Die in Deutschland lebenden Migranten sollten die gleichen Rechte 
wie deutsche Mitbürger haben.

4,1
3,6

2. Migranten bereichern unsere Gesellschaft. 3,7
2,8

3. Ich lebe gern in einer Gegend, in der Menschen aus verschiedenen 
Ländern leben.

3,7
2,9

4. An den meisten Problemen, die in Deutschland bestehen, sind v.a. 
Migranten Schuld.

1,7
2,5

5. Es leben zu viele Migranten in Deutschland 2,2
3,1

6. Wenn Arbeistplätze knapp werden, sollte man die in Deutschland 
lebenden Migranten wieder in ihre Heimat zurück schicken.

1,7
2,6

7. Die meisten Asylbewerber werden in ihrem Heimatland gar nicht 
verfolgt.

2,3
3,1

8. Die meisten Asylbewerber kommen nur hierher, um unseren Sozial-
staat auszunutzen.

2,1
3,1

9. Muslimen sollte die Zuwanderung nach Deutschland untersagt wer-
den.*

1,4
2,4

10. Durch die vielen Muslime hier fühle ich mich manchmal wie ein 
Fremder im eigenen Land.*

2,0
2,9

11. Was der Staat Israel heute mit den Palästinensern macht, ist nichts 
anderes als das, was die Nazis im Dritten Reich mit den Juden gemacht 
haben.

2,5
2,8

12. Viele Juden versuchen, aus der Vergangenheit des Dritten Reiches 
heute ihren Vorteil zu ziehen.

1,5
2,2

13. Juden haben in Deutschland zu viel Einfluss. 1,2
2,0

<  gar nicht völlig >
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